
Windkraft  um  jeden  Preis?
Diese Subventionspolitik muss
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Die Debatte über den Ausbau der Windkraft wird in Deutschland
seit Jahren mit einer auffälligen moralischen Schärfe geführt.
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Wer zustimmt, gilt als zukunftsorientiert. Wer widerspricht,
wird  schnell  als  rückständig,  unvernünftig  oder  gar
verantwortungslos  abgestempelt.  Doch  hinter  dieser
aufgeladenen  Fassade  wächst  bei  immer  mehr  Menschen  der
Eindruck, dass hier etwas grundsätzlich aus dem Ruder gelaufen
ist. Denn was offiziell als notwendiger Fortschritt verkauft
wird,  ist  vielerorts  nichts  anderes  als  ein  politisch
aufgeblähtes  Fördersystem,  das  wirtschaftliche  Schwächen
kaschiert, Natur und Landschaft belastet und die finanziellen
Folgen auf die Allgemeinheit abwälzt.

Genau an diesem Punkt setzt die Petition 193142 an, die am
08.01.2026  beim  Deutschen  Bundestag  eingereicht  wurde.  Sie
fordert  eine  grundlegende  Reform  der  bestehenden
Subventionspolitik  des  Bundes  für  die  Errichtung  von
Windenergieanlagen. Im Zentrum der Kritik steht vor allem das
sogenannte Referenzertragsmodell, also jenes System, das dafür
sorgt,  dass  sich  Windkraftanlagen  nicht  nur  an  wirklich
geeigneten Standorten rechnen, sondern auch dort, wo der Wind
von Natur aus kaum ausreicht. Dass ein solches Modell seit
Jahren politisch verteidigt wird, ist bezeichnend für eine
Energiewendepolitik,  die  sich  immer  weiter  von
wirtschaftlicher  Vernunft,  naturverträglicher  Planung  und
demokratischer Ehrlichkeit entfernt hat.

Ein  Fördersystem  gegen  jede
natürliche Logik
Es  gibt  Wahrheiten,  die  so  schlicht  sind,  dass  man  sich
wundern muss, warum sie überhaupt noch ausgesprochen werden
müssen. Eine davon lautet: Wo zu wenig Wind weht, dort ist ein
Standort für Windenergie nicht geeignet. Diese Einsicht ergibt
sich nicht aus Ideologie, sondern aus elementarer Vernunft.
Eine Anlage, die an einem schwachwindigen Ort nur deshalb
gebaut  wird,  weil  staatliche  Förderregeln  sie  künstlich
tragfähig machen, ist kein Erfolg der Energiewende, sondern



ein Beleg für ihre Fehlsteuerung.

Genau  das  kritisiert  die  Petition  mit  bemerkenswerter
Klarheit.  Das  bestehende  Fördersystem  führt  dazu,  dass
wirtschaftlich  ungeeignete  Standorte  nicht  aussortiert,
sondern  durch  politische  Mechanismen  künstlich  aufgewertet
werden.  Auf  dem  Papier  erscheinen  sie  rentabel,  in  der
Realität  aber  nur  deshalb,  weil  ihnen  der  Staat  über
Fördermodelle  die  nötige  Wirtschaftlichkeit  verschafft.  Was
also nach Investition und Zukunft klingt, ist bei näherem
Hinsehen oft ein staatlich alimentiertes Konstrukt, das unter
echten Marktbedingungen nie Bestand hätte.

Das Problem liegt nicht nur in einzelnen Fehlentwicklungen,
sondern im Prinzip selbst. Denn wenn der Staat gezielt dort
höhere  Anreize  setzt,  wo  die  natürlichen  Voraussetzungen
schwach  sind,  dann  wird  nicht  mehr  nach  Eignung  geplant,
sondern gegen sie. Der Ausbau folgt dann nicht länger dem
Maßstab  von  Effizienz  und  Sinnhaftigkeit,  sondern  dem
politischen Willen, möglichst überall Windkraft durchzusetzen
– notfalls auch gegen Natur, Landschaft, Wirtschaftlichkeit
und den gesunden Menschenverstand.

Das  Referenzertragsmodell  als
politischer Trick
Das  Referenzertragsmodell  wird  oft  technisch  und  nüchtern
beschrieben, als handele es sich um ein sachliches Instrument
ohne größere gesellschaftliche Brisanz. Tatsächlich aber ist
es eines der zentralen Werkzeuge, mit denen die Ausweitung der
Windkraft in immer neue Regionen ermöglicht wurde. Es sorgt
dafür, dass Standorte mit geringer Windhöffigkeit besonders
begünstigt  werden.  Je  schlechter  also  die  natürlichen
Bedingungen, desto stärker greift die politische Korrektur.

Allein darin liegt bereits ein bemerkenswerter Widerspruch.



Was  in  einer  vernünftigen  Energiepolitik  eigentlich  ein
Ausschlusskriterium sein müsste – nämlich mangelnder Wind –,
wird  im  deutschen  Fördersystem  zum  Anlass  für  besondere
Unterstützung. Der natürliche Nachteil eines Standortes wird
nicht als Grenze anerkannt, sondern durch staatliche Eingriffe
kompensiert. Damit wird aus einem objektiv schwachen Standort
ein scheinbar wirtschaftlicher. Doch dieser Schein ist teuer
erkauft.

Die Kosten verschwinden ja nicht. Sie werden nur verlagert. Am
Ende zahlen nicht die Projektierer den Preis für schlechte
Standortentscheidungen, sondern die Allgemeinheit. Stromkunden
tragen  die  Last  über  höhere  Preise,  Steuerzahler  über
staatlich flankierte Fördermechanismen, Kommunen über soziale
Konflikte und Bürger vor Ort über den Verlust von Landschaft,
Ruhe  und  gewachsener  Lebensqualität.  Was  also  als
energiewirtschaftliche  Modernisierung  verkauft  wird,  ist  in
Wahrheit  vielfach  eine  systematische  Umverteilung  von
Belastungen  nach  unten  und  von  Gewinnen  nach  oben.

Die  große  Lebenslüge  der
Energiewende
Die politische Erzählung lautet seit Jahren, dass der Ausbau
der  erneuerbaren  Energien  alternativlos  sei  und  jede  neue
Windkraftanlage automatisch einen Fortschritt darstelle. Genau
diese  vereinfachende  Sichtweise  hat  die  Debatte  vergiftet.
Denn sie tut so, als sei die bloße Zahl neuer Anlagen bereits
ein Beweis für Erfolg. Sie fragt nicht mehr ernsthaft danach,
wo gebaut wird, mit welcher Effizienz gebaut wird, zu welchem
Preis gebaut wird und welche Schäden dabei entstehen.

Diese  Verengung  ist  kein  Zufall.  Sie  ist  Teil  einer
politischen  Strategie,  die  Quantität  über  Qualität  stellt.
Hauptsache,  es  wird  gebaut.  Hauptsache,  die  Ausbauzahlen
stimmen. Hauptsache, man kann neue Genehmigungen, neue Flächen



und neue Projekte vermelden. Ob ein Standort sinnvoll ist, ob
die tatsächliche Stromausbeute den Eingriff rechtfertigt, ob
Anwohner  überfordert  werden  und  ob  Naturgüter  dauerhaft
geschädigt werden, tritt immer weiter in den Hintergrund.

Gerade darin liegt die große Lebenslüge dieser Politik. Denn
eine Energiewende, die sich nur durch immer tiefere Eingriffe,
immer  größere  Subventionslasten  und  immer  mehr  politische
Schönfärberei aufrechterhalten lässt, ist kein überzeugendes
Zukunftsmodell. Sie lebt von der Behauptung, dass jedes Opfer
notwendig sei und jede Kritik unseriös. Doch diese Behauptung
verliert an Glaubwürdigkeit, je mehr Menschen erleben, wie
rücksichtslos vor Ort geplant und wie selektiv über die Folgen
gesprochen wird.

Wenn  Bürger  zahlen  und  andere
profitieren
Der Unmut vieler Menschen entzündet sich nicht allein an den
Anlagen selbst, sondern an dem Gefühl, dass hier ein System
entstanden  ist,  in  dem  Verantwortlichkeiten  konsequent
verschoben  werden.  Die  Gewinne  liegen  bei  Investoren,
Betreibern und Projektentwicklern. Die Lasten dagegen werden
sozialisiert.  Genau  das  ist  einer  der  Gründe,  warum  die
Akzeptanz der Windkraftpolitik in vielen Regionen dramatisch
sinkt.

Denn die Bürger sehen sehr genau, was passiert. Sie sehen,
dass  ihre  Stromkosten  steigen.  Sie  sehen,  dass  politische
Entscheidungen über ihre Köpfe hinweg getroffen werden. Sie
sehen, dass einst geschützte oder sensible Landschaftsräume
zunehmend zur Verfügungsmasse einer ideologisch aufgeladenen
Ausbaupolitik werden. Und sie sehen, dass ihre Einwände zwar
angehört, aber immer seltener ernst genommen werden.

Besonders bitter ist dabei der moralische Ton, mit dem diese



Politik oft begleitet wird. Wer sich gegen ein Projekt vor der
eigenen  Haustür  wehrt,  wird  schnell  als  egoistisch
dargestellt.  Wer  auf  Landschaftszerstörung  oder  mangelnde
Wirtschaftlichkeit  hinweist,  gilt  plötzlich  als
Fortschrittsfeind.  Wer  Natur  schützen  will,  muss  sich
rechtfertigen,  während  diejenigen,  die  ganze  Räume
industrialisieren, sich als Bewahrer der Zukunft inszenieren.
Diese Verdrehung ist nicht nur arrogant, sondern demokratisch
brandgefährlich. Sie zerstört Vertrauen, weil sie berechtigte
Kritik nicht widerlegt, sondern diffamiert.

Natur  und  Landschaft  sind  keine
Verfügungsmasse
Für  Bürgerinitiativen  wie  ProNatur  ist  die  Frage  der
Subventionspolitik deshalb untrennbar mit dem Schutz von Natur
und  Landschaft  verbunden.  Denn  Förderlogik  bleibt  nie
abstrakt. Sie setzt sich immer in konkrete Eingriffe um. Jeder
künstlich attraktiv gerechnete Standort bedeutet am Ende reale
Flächeninanspruchnahme,  neue  Zuwegungen,  Rodungen,
Bodenversiegelung, technische Überformung und einen weiteren
Verlust an Unberührtheit und Heimatqualität.

Gerade  in  windschwächeren  Regionen  ist  dieser  Widerspruch
besonders deutlich. Dort ist der energetische Nutzen häufig
begrenzter,  während  der  landschaftliche  Schaden  umso
gravierender  ausfällt.  Wälder,  Höhenzüge,  Offenlandschaften
und  historisch  gewachsene  Kulturräume  werden  mit  Anlagen
überzogen,  die  sich  unter  normalen  Bedingungen  nie  hätten
durchsetzen können. Der Staat schafft also erst durch seine
Förderpolitik die Voraussetzungen dafür, dass Naturzerstörung
an  ungeeigneten  Standorten  überhaupt  wirtschaftlich
interessant  wird.

Das ist der eigentliche Skandal. Nicht allein, dass gebaut
wird, sondern dass politische Regeln die Zerstörung überhaupt



erst  rentabel  machen.  Natur  und  Landschaft  werden  so  zum
Kollateralschaden  einer  Politik,  die  sich  selbst  als
ökologisch bezeichnet, obwohl sie in der Fläche oft genau das
Gegenteil bewirkt. Wer den Begriff Nachhaltigkeit ernst nimmt,
kann eine solche Praxis nicht verteidigen.

Die Akzeptanzkrise ist hausgemacht
Die politische Klasse beklagt gerne mangelnde Akzeptanz in der
Bevölkerung, als handle es sich um ein Kommunikationsproblem.
Als müsste man den Menschen nur besser erklären, warum sie
Eingriffe  in  ihre  Umgebung  hinnehmen  sollen.  Doch  diese
Sichtweise ist bequem und falsch. Die Akzeptanzkrise ist nicht
das Ergebnis misslungener Öffentlichkeitsarbeit. Sie ist das
direkte  Resultat  einer  Politik,  die  Bürgerinteressen
systematisch  entwertet  und  Kritik  reflexhaft  moralisch
abwehrt.

Menschen  verlieren  nicht  deshalb  Vertrauen,  weil  sie
Fortschritt grundsätzlich ablehnen. Sie verlieren Vertrauen,
wenn sie den Eindruck gewinnen, dass politische Entscheidungen
nicht mehr dem Gemeinwohl dienen, sondern einem dogmatischen
Ausbauprogramm. Sie verlieren Vertrauen, wenn offensichtliche
Widersprüche  nicht  benannt  werden  dürfen.  Sie  verlieren
Vertrauen, wenn sie erleben, dass wirtschaftlich fragwürdige
Projekte mit großem Nachdruck durchgesetzt werden, obwohl die
Belastungen vor Ort enorm sind.

Die Petition 193142 ist deshalb auch Ausdruck einer tieferen
gesellschaftlichen Erschöpfung. Sie macht deutlich, dass immer
mehr Bürger nicht länger bereit sind, die offizielle Erzählung
widerspruchslos zu akzeptieren. Sie verlangen eine Rückkehr zu
Maß,  Vernunft  und  Verantwortlichkeit.  Sie  verlangen,  dass
politische  Entscheidungen  wieder  auf  nachvollziehbaren
Kriterien  beruhen  und  nicht  auf  der  Logik  permanenter
Förderung.



Eine Reform ist keine Radikalität,
sondern überfällig
Es  ist  bemerkenswert,  wie  schnell  in  Deutschland  jede
grundlegende  Kritik  an  der  Windkraftförderung  als  radikal
etikettiert wird. Dabei ist die Forderung der Petition in
Wahrheit ausgesprochen moderat. Sie verlangt nichts anderes,
als dass Windenergieanlagen dort errichtet werden sollen, wo
eine  ausreichende  Windhöffigkeit  besteht  und  ein
wirtschaftlicher  Betrieb  ohne  dauerhafte  Subventionierung
möglich ist. Das sollte eigentlich selbstverständlich sein.

Denn welche andere Infrastruktur würde man ernsthaft nach dem
Prinzip planen, dass fehlende Eignung einfach durch staatliche
Dauerhilfe ersetzt wird? In kaum einem anderen Bereich würde
man es hinnehmen, dass objektiv schwache Voraussetzungen nicht
zum Ausschluss führen, sondern zum Fördervorteil werden. Genau
deshalb trifft die Petition einen so empfindlichen Punkt: Sie
entlarvt die Windkraftförderung als Bereich, in dem politische
Zielvorgaben die Realität längst überlagert haben.

Eine Reform der Subventionspolitik ist daher kein Angriff auf
Vernunft, sondern ihre Wiederherstellung. Es geht nicht darum,
jede Form von Windenergie pauschal abzulehnen. Es geht darum,
endlich wieder zwischen geeigneten und ungeeigneten Standorten
zu unterscheiden, zwischen sinnvollen Projekten und künstlich
am Leben gehaltenen Vorhaben, zwischen echter Nachhaltigkeit
und teuer subventionierter Symbolpolitik.

Schluss mit der Schönfärberei !!!
Die Zeit der politischen Beschwichtigungen muss vorbei sein.
Es  reicht  nicht  mehr,  immer  neue  Anlagen  mit  immer  neuen
Rechtfertigungen  zu  versehen,  während  die  finanziellen,
ökologischen und sozialen Schäden weiter wachsen. Es reicht
nicht,  Bürgern  Opfer  abzuverlangen  und  ihnen  zugleich  zu



erklären, sie müssten diese Opfer als Fortschritt verstehen.
Es  reicht  nicht,  Naturzerstörung  als  Klimaschutz  zu
etikettieren  und  wirtschaftliche  Fehlsteuerung  als
Erfolgsgeschichte  zu  verkaufen.

Die Petition 193142 ist deshalb ein notwendiger Weckruf. Sie
erinnert daran, dass auch die Energiewende den Regeln von
Vernunft,  Ehrlichkeit  und  Verhältnismäßigkeit  unterliegen
muss. Ein Fördersystem, das schwachwindige Standorte künstlich
attraktiv  macht,  ist  kein  Ausdruck  intelligenter  Politik,
sondern ein Symptom politischer Selbstüberschätzung. Wer echte
Nachhaltigkeit will, muss aufhören, ungeeignete Projekte mit
dem Geld der Allgemeinheit künstlich zu vergolden.

Deutschland  braucht  keine  Windkraft  um  jeden  Preis.
Deutschland braucht endlich eine ehrliche Debatte darüber, wo
Windenergie sinnvoll ist, wo ihre Grenzen liegen und warum
Natur, Landschaft und Bürgerinteressen nicht länger dem Zwang
eines ideologisierten Ausbauprogramms geopfert werden dürfen.
Genau  deshalb  verdient  diese  Petition  Aufmerksamkeit,
Unterstützung und öffentliche Debatte. Denn sie stellt die
Frage, die längst viel zu lange verdrängt wurde: Wie viel
Fehlsteuerung will sich dieses Land eigentlich noch leisten?

BITTE  JEDER  DIE  AKTUELLE  PETITION  IM
BUNDESTAG UNTERZEICHNEN:

WIR  BRAUCHEN  30.000  UNTERSCHRIFTEN  BIS
16.04.2026
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2026/_01/_08/Peti
tion_193142.html
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Horst  Herman:  Profit  über
alles  –  Natur  und  Menschen
bleiben auf der Strecke

 

Horst Herman, Unternehmer und Betreiber der umstrittenen V-
Märkte, sorgt in Geiselhöring für massiven Unmut. Der Mann,
dessen Einzelhandelsketten laut Kundenbewertungen seit Jahren
in der Kritik stehen, plant, neun Windkraftanlagen mitten in
einem ökologisch wertvollen Wald zu errichten. Während Herman
selbst fernab in Mauerstetten lebt, sollen die Menschen vor
Ort mit den Auswirkungen seines Großprojekts leben.

Er war bislang nicht ein einziges Mal bei den Anwohnern vor
Ort – keine Bürgerversammlung, kein Dialog, kein Interesse am
Austausch.  Was  sich  hier  abzeichnet,  empfinden  viele  als
klassischen Fall von Gewinnstreben ohne Rücksicht auf Natur,
Anwohner oder demokratische Mitbestimmung.

Windräder  im  Schwachwindgebiet  –
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Subventionen statt Strom
Die  geplanten  Anlagen  sollen  ausgerechnet  in  einem
ausgewiesenen  Schwachwindgebiet  entstehen  –  wirtschaftlich
grenzwertig, ökologisch fragwürdig. Doch für Investoren wie
Herman  kann  sich  das  lohnen:  Über  das  EEG  (Erneuerbare-
Energien-Gesetz)  erhalten  Windkraftbetreiber  höhere
Einspeisevergütungen  in  Regionen  mit  wenig  Wind  –  als
sogenannte  „Ausgleichsentlastung“.

So  entsteht  der  Eindruck,  dass  hier  weniger  Windenergie
erzeugt  als  vielmehr  Windkraft  zur  Geschäftsoptimierung
genutzt  wird.  Bei  einem  angenommenen  Ertrag  von  unter  60
Prozent  des  bayrischen  Durchschnitts  und  etwa  20  Jahren
Betriebszeit können dabei staatlich garantierte Einnahmen in
Millionenhöhe  generiert  werden  –  ganz  unabhängig  von  der
tatsächlichen Windleistung.

Vom Naturraum zur Industriefläche
Der Wald, den Herman erworben hat, ist bislang ein Rückzugsort
für  Mensch  und  Tier.  Er  ist  Lebensraum  für  zahlreiche
Tierarten,  Brutstätte  für  Vögel  und  ein  beliebtes
Naherholungsgebiet. Doch statt diesen Raum zu schützen, soll
er  nun  weichen  –  für  eine  Industrialisierung  mit
tonnenschweren Fundamenten, kilometerlangen Wegen und bis zu
250 Meter hohen Windkraftanlagen.

Für  viele  Bürgerinnen  und  Bürger  ist  das  ein  schwer
nachvollziehbarer Eingriff in ein intaktes Ökosystem – unter
dem  Deckmantel  der  Energiewende,  aber  mit  klarem
wirtschaftlichem  Eigeninteresse.

Bürgerbeteiligung? Fehlanzeige
Aus Sicht zahlreicher Anwohnerinnen und Anwohner wurde die
Öffentlichkeit  zu  spät  und  nur  unzureichend  informiert.
Kritiker  sprechen  davon,  dass  wesentliche  Entscheidungen



bereits  getroffen  waren,  bevor  die  Bevölkerung  überhaupt
einbezogen wurde.

„Erst als alles beschlossen war, hat man uns gesagt, was hier
wirklich geplant ist.“

Die  wenigen  Informationsveranstaltungen,  die  stattfanden,
wurden von vielen als unzureichend wahrgenommen – Fragen seien
nur unvollständig beantwortet worden, Kritik schnell abgewehrt
worden. Der Eindruck: Hier werden Fakten geschaffen – und die
Menschen vor Ort müssen sich damit abfinden.

V-Märkte: Ein Blick auf die Vergangenheit
Ein  Blick  auf  Hermans  bisherige  unternehmerische  Tätigkeit
wirft Fragen auf. Seine Supermarktkette „V-Markt“ wird auf
Portalen wie Trustpilot und Trustedshops auffallend schlecht
bewertet. Kritisiert werden unter anderem die Produktqualität,
der Kundenservice und organisatorische Mängel. Auch ehemalige
Mitarbeitende melden sich auf Plattformen wie Kununu zu Wort
und berichten von problematischen Arbeitsbedingungen.

Die Frage drängt sich auf: Sollte jemand, der bereits in einem
überschaubaren Bereich wie dem Einzelhandel erhebliche Kritik
auf sich zieht, wirklich ein komplexes Windkraftprojekt in
einem sensiblen Naturraum verantworten?

Energiewende als Geschäftsmodell
Natürlich brauchen wir erneuerbare Energien – darüber herrscht
weitgehend Konsens. Doch wenn Klimaschutz dazu führt, dass
Wälder gerodet, Tiere verdrängt und Menschen belastet werden,
stellt  sich  die  Frage:  Dient  dieses  Projekt  wirklich  dem
Gemeinwohl – oder vor allem den wirtschaftlichen Interessen
einzelner Investoren?

„Es geht hier nicht um Nachhaltigkeit, sondern um Rendite.
Der Klimaschutz wird vorgeschoben – auf Kosten der Natur.“



Hinzu kommt die wirtschaftliche Belastung für die Anwohner:
Windkraftanlagen  in  Wohnortnähe  senken  nachweislich  den
Immobilienwert.

Laut  dem  Bayerischen  Energieatlas  können  Einbußen  beim
Verkaufswert von bis zu 23 Prozent die Folge sein – je nach
Entfernung zur Anlage.

Wo bleibt die Kontrolle durch Politik und
Behörden?
Besonders besorgniserregend: Die politische Kontrolle scheint
auszubleiben.  Bisher  sind  kaum  kritische  Stimmen  aus  der
Lokalpolitik zu hören. Umweltbehörden halten sich zurück. Für
viele Bürger entsteht der Eindruck, dass hier wirtschaftliche
Interessen  stillschweigend  über  die  Bedürfnisse  der
Bevölkerung  und  den  Schutz  der  Natur  gestellt  werden.

Bürgerprotest als letzte Instanz
In  Geiselhöring  formiert  sich  nun  Widerstand.
Bürgerinitiativen  entstehen,  Petitionen  werden  vorbereitet,
Protestaktionen sind in Planung.

„Wir  kämpfen  nicht  gegen  Windkraft  –  sondern  gegen  ein
Projekt, das in seiner Ausgestaltung und Standortwahl völlig
unverhältnismäßig ist.“

Der Protest richtet sich nicht gegen den Fortschritt, sondern
gegen die Art und Weise, wie er durchgesetzt wird.

Fazit:  Rücksichtslosigkeit  im
grünen Gewand
Das  Projekt  in  Geiselhöring  zeigt  beispielhaft,  wie  die
Energiewende missbraucht werden kann – nicht als Instrument
des Umweltschutzes, sondern als Geschäftsmodell. Horst Herman

https://www.energieatlas.bayern.de/thema_wind/windenergie_wissen/beteiligung/windraeder-und-immobilienpreise


steht dabei sinnbildlich für eine Unternehmenskultur, in der
Rendite  oft  Vorrang  vor  sozialer  Verantwortung  und
ökologischem  Bewusstsein  hat.

Die Menschen in Geiselhöring aber sind entschlossen, sich zu
wehren.
Denn  eines  ist  klar:  Klimaschutz  darf  nicht  zur  Ausrede
werden, um unternehmerische Interessen auf Kosten von Mensch
und Natur durchzusetzen.

Millionengrab  im  Bayerischen
Wäldern:  Wie  der  Mega-
Windpark  Natur  und
Steuerzahler ruiniert

Was geplant ist – und was uns erwartet
Mitten in den uralten Wäldern Niederbayerns und der Oberpfalz,
zwischen  Mengkofen,  Laberweinting,  Geiselhöring,  Neufahrn,
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Mallersdorf, Bayerbach, Sünching, Ergoldsbach und Schierling,
sollen 12 Windparks entstehen zusammengefasst nennen wir das
einen Mega-Windpark, wie ihn Bayern noch nie gesehen hat. Über
60 Windräder, jedes so hoch wie ein Wolkenkratzer, sollen sich
bald durch die Baumkronen drehen – und das mitten im Forst, wo
bislang Rehe, Füchse und seltene Vögel ihre Heimat hatten.

Während Bayern 2024 gerade einmal 15 neue Windräder ans Netz
brachte – weit entfernt vom selbstgesteckten Ziel von 200
Anlagen pro Jahr – plant die Staatsregierung nun den großen
Wurf:  Mega-Windparks  in  den  letzten  unberührten  Wäldern
Niederbayerns  und  der  Oberpfalz.  Was  Wirtschaftsminister
Aiwanger  als  ‚Trendwende‘  verkauft,  ist  ein  doppeltes
Desaster.

Naturzerstörung  unter  dem  Deckmantel  der
Energiewende
Was als grünes Prestigeprojekt verkauft wird, entpuppt sich
bei genauerem Hinsehen als doppeltes Millionengrab: Für die
Steuerzahler – und für die Natur. Denn für den Bau dieser
Windräder  müssen  nicht  nur  einzelne  Bäume,  sondern  ganze
Schneisen in die Wälder geschlagen werden. Es geht nicht nur
um  die  Standfläche  der  Türme,  sondern  auch  um  breite
Zuwegungen,  Kranstellflächen  und  dauerhafte  Rodungen.
Lebensräume werden zerschnitten, seltene Arten wie Fledermäuse
und Greifvögel geraten in Gefahr, und der Wald als natürlicher
CO₂-Speicher  wird  unwiederbringlich  geschwächt.
Ersatzaufforstungen  auf  dem  Papier  können  den  ökologischen
Schaden vor Ort nicht ausgleichen.

Südquote:  Subventionsmaschine  auf  Kosten  der
Allgemeinheit
Doch damit nicht genug: Die geplanten Windräder stehen in
einer der windärmsten Regionen Deutschlands. Sie drehen sich
oft  im  Leerlauf  –  kassiert  wird  trotzdem.  Dank  einer



Sonderregel  im  Erneuerbare-Energien-Gesetz  fließen  für  jede
Kilowattstunde Windstrom aus diesen Schwachwindanlagen bis zu
13  Cent  –  mehr  als  doppelt  so  viel  wie  an  windreichen
Standorten im Norden. Der Süden zahlt drauf, die Betreiber
lachen sich ins Fäustchen. Diese ‚Südquote‘ sollte eigentlich
den  Netzausbau  reduzieren,  wird  aber  zur  Goldgrube  für
Investoren auf Kosten der Stromkunden. Das ist mehr als für
Atomstrom in Großbritannien und sogar teurer als viele moderne
Gaskraftwerke. Die Industrie in der Region winkt ab: Der Strom
ist  schlicht  zu  teuer,  um  wettbewerbsfähig  zu  sein.  Die
Differenz zahlt – wie immer – die Allgemeinheit.

Beton, Kosten, Folgeschäden
Zu den direkten Subventionen kommen versteckte Kosten: Für
jedes Windrad müssen bis zu 5 km Waldwege betoniert werden –
so breit wie eine Landstraße. Wo früher Wildkatzen ihre Spuren
hinterließen,  rollen  bald  Tieflader  mit  Rotoren  durch  –
bezahlt aus Steuermitteln. Die Netzanbindung? Ebenfalls auf
Kosten der Allgemeinheit. Und wenn die Anlagen nach 20 Jahren
zurückgebaut  werden  müssen,  bleiben  tonnensweise
Betonfundamente  im  Waldboden  –  ein  ökologisches  Erbe  für
Generationen.

Abregelung  im  Sommer  –  Betreiber  kassieren
trotzdem
Und als wäre das nicht schon absurd genug, kommt es in den
Sommermonaten noch dicker: Wenn die Sonne scheint und die
Photovoltaik-Anlagen auf Hochtouren laufen, produziert Bayern
oft mehr Strom, als das Netz aufnehmen kann. Die Folge: Wind-
und Solaranlagen werden abgeregelt, der Strom wird gar nicht
erst  eingespeist  –  aber  die  Betreiber  kassieren  trotzdem
Entschädigungen. Bezahlt wird auch das aus dem großen Topf der
Steuerzahler.

Wasserkraft?  Ihr  Potenzial  ist  längst  ausgeschöpft.



Gaskraftwerke? Politisch unerwünscht und teuer. Und so wird
weiter gebaut, was das Zeug hält – koste es, was es wolle.
Während die Politik von Klimaschutz spricht, werden im Namen
der Energiewende uralte Wälder geopfert – für Windräder, die
oft stillstehen müssen, weil das Netz überlastet ist. Die
Rechnung zahlen am Ende nicht nur die Steuerzahler, sondern
auch die Natur.

Wald‑Windkraft ist politisch umstritten
Besonders pikant: Selbst Naturschutzverbände sind gespalten.
Während  der  BUND  Naturschutz  grundsätzlich  für  Windkraft
plädiert,  warnt  der  Landesbund  für  Vogelschutz  (LBV)
eindringlich:  ‚Der  Wald  darf  nicht  zur  Verfügungsmasse
werden.‘ Die geplanten Anlagen bedrohen nicht nur Rotmilan und
Schwarzstorch,  sondern  zerschneiden  auch  die  letzten
Rückzugsräume  für  Wildkatze  und  Luchs.

Blick ins Ausland: Warum dort kein Wald geopfert
wird
Ein Blick über die Grenze zeigt die Absurdität: In Österreich
werden  Windräder  in  Wäldern  kategorisch  abgelehnt.  In  der
Schweiz sind sie in Schutzgebieten verboten. Nur Deutschland
opfert seine letzten Naturräume für eine Technologie, die an
diesen Standorten wirtschaftlich unsinnig ist.

Lokaler Widerstand formiert sich

In  Laberweinting  formiert  sich  bereits  Widerstand:  Die
Bürgerinitiative „Energiewende Ja – Umzingelung Nein“ kämpft
für eine faire und nachhaltige Energiewende im Labertal. Wir
sagen  Ja  zu  grüner  Energie  und  unterstützen  den  Ausbau
erneuerbarer  Energien  –  aber  nicht  um  jeden  Preis.  Die
geplante  massive  Umzingelung  unserer  Dörfer  durch



Windkraftanlagen bedroht unsere Lebensqualität, unsere Natur
und das Miteinander in der Region. Wir setzen uns dafür ein,
dass die Energiewende mit Augenmaß und unter Einbindung der
Bürgerinnen  und  Bürger  gestaltet  wird.  Unsere  Heimat  darf
nicht zum reinen Industriegebiet werden. Es braucht Lösungen,
die sowohl den Klimaschutz als auch den Schutz unserer Dörfer
und Wälder im Blick haben.
— Simon Berleb von der Bürgerinitiative EjUn

Es geht nicht nur um ein paar Windräder. Es geht um den
Verlust  unserer  Landschaft,  um  den  Eingriff  in
jahrhundertealte Wälder, unsere Vögel und Wildtiere und um die
Zukunft  unserer  Kinder.  Während  in  Berlin  über  Klimaziele
diskutiert  wird,  sollen  hier  bei  uns  Schneisen  durch
Lebensräume  geschlagen  werden  –  für  Anlagen,  die
wirtschaftlich  nicht  tragfähig  und  ökologisch  katastrophal
sind. Das ist nicht die Energiewende, die wir wollen. Wir
fordern: Schluss mit der Zerstörung unserer Heimat!“
— Martin Promesberger von der Bürgerinitiative ProNatur

Die nackten Zahlen am Ende:
Jede der 60 geplanten Windkraftanlagen soll im Jahr rund fünf
Millionen  Kilowattstunden  liefern.  Macht  zusammen  300
Millionen  Kilowattstunden.  Die  Extra-Subvention  pro
Kilowattstunde:  sechs  Cent.  Das  ergibt  eine  jährliche
Zusatzbelastung von über 18 Millionen Euro – Jahr für Jahr,
über Jahrzehnte. In 20 Jahren summiert sich das auf mehr als
360  Millionen  Euro,  die  aus  den  Taschen  der  Bürger
verschwinden. Und das alles für Strom, der teurer ist als
Atom- oder Gaskraft, und der im Sommer oft gar nicht gebraucht
wird.

Schlusswort & Handlungsaufruf
Die Zeit drängt: Noch können die Planungen gestoppt werden.
Noch können Bürger Einspruch erheben. Doch das Zeitfenster

https://www.buergerinitiative-ejun.de/
https://buergerinitiative-pronatur.de


schließt sich. In wenigen Jahren könnten die ersten Bäume
fallen – für Windräder, die mehr kosten als sie bringen, die
öfter stillstehen als laufen, und die unsere letzten Wälder in
Industrielandschaften verwandeln.

Die Frage ist nicht, ob wir Klimaschutz brauchen. Die Frage
ist:  Müssen  wir  dafür  unsere  Seele  verkaufen?  Es  gibt
Alternativen: Photovoltaik auf versiegelten Flächen, Windkraft
an  geeigneten  Standorten,  echte  Energieeffizienz  statt
Subventionswahnsinn. Bayern hat die Wahl – noch.

Quellen & Belege
Durchschnittliche Windgeschwindigkeit in Bayern (5–6 m/s) vs.
Norden (8–9 m/s)

Studie:
https://naturschutz-initiative.de/aktuell/klartext/keine-winde
nergie-im-wald-neue-studie-des-upi-institutes-laesst-
wesentliche-aspekte-aussen-vor/

Höhere Kollisionsrisiken für Fledermäuse & Vögel

https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/publik
ationen/pdf/2023-05-24_Windenergieanlagen_im_Wald.pdf

Südquote im EEG – bis 20 % Zuschlag ab 2024

https://ariadneprojekt.de/media/2022/06/Ariadne-Analyse_Region
ale-Steuerungsinstrumente_Juni2022.pdf

Flächenverbrauch pro Windrad im Wald (≈0,5 ha dauerhaft)

https://de.wikipedia.org/wiki/Windkraftanlage

EEG‑Vergütung  –  Subventionshöhe  bis  zu  13 Cent  und
Funktionsweise

https://www.windbranche.de/wirtschaft/eeg-verguetung
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https://ariadneprojekt.de/media/2022/06/Ariadne-Analyse_Region
ale-Steuerungsinstrumente_Juni2022.pdf

Österreichs Wald‑Ausschlusszone bei Windkraft

https://de.wikipedia.org/wiki/Windenergie_in_Ober%C3%B6sterrei
ch

Windkraft in Deutschland: Das
große Versagen – Immer mehr
Anlagen, immer weniger Strom
Windkraft wird von Politik und Lobby als der Heilsbringer der
Energiewende  angepriesen.  Sie  soll  zuverlässig,
klimafreundlich  und  kostengünstig  sein.  Doch  die  Realität
sieht anders aus. Trotz eines stetig wachsenden Bestands an
immer  größeren  Windkraftanlagen  bleibt  die  tatsächliche
Stromproduktion weit hinter den Erwartungen zurück. Die Zahlen
der letzten Jahre entlarven die Windkraft als ineffizientes,
teures  und  riskantes  Experiment,  das  nicht  nur  die
Versorgungssicherheit gefährdet, sondern auch die Verbraucher
erheblich belastet.
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Von  2018  bis  2024  sind  in  Deutschland  über  1.500  neue
Windkraftanlagen  errichtet  worden,  und  die  installierte
Gesamtleistung ist um mehr als 20 Gigawatt gestiegen. Die
Windkraftbranche  feiert  sich  selbst  für  diese  Zahlen  und
preist  den  Fortschritt  an.  Doch  was  zählt,  ist  nicht  die
Anzahl der Anlagen oder die installierte Leistung, sondern der
tatsächlich  erzeugte  Strom.  In  diesem  Zeitraum  hat  sich
gezeigt, dass trotz des massiven Ausbaus der Windkraft die
Stromproduktion nicht nur stagnierte, sondern in vielen Fällen
sogar rückläufig war.

Die  Gesamterzeugung  von  Windstrom  zeigt  ein  enttäuschendes
Bild. Während die installierte Leistung kontinuierlich zunahm,
blieb die tatsächliche Stromproduktion volatil und fiel in
einigen Jahren sogar zurück. Insbesondere im Jahr 2025 erlebte
Deutschland  einen  dramatischen  Rückgang,  als  die
Windstromerzeugung auf das Niveau von 2018 zurückfiel, obwohl
die installierte Leistung Rekordwerte erreichte. Dies wirft
die  Frage  auf,  ob  die  Windkraft  tatsächlich  die  erhoffte
Lösung für die Energieversorgung in Deutschland ist.



Ursachen für das Versagen der Windkraft. Die Gründe für diese
enttäuschenden Ergebnisse sind vielfältig und werden von der
Branche oft nicht thematisiert. Windflauten sind ein häufiges
Problem, das dazu führt, dass die Stromproduktion zeitweise
vollständig  einbricht.  Wochenlang  können  die  Windräder
stillstehen,  was  die  Versorgungssicherheit  zu  einem
Glücksspiel  macht.  Darüber  hinaus  müssen  immer  häufiger
Windkraftanlagen  abgeschaltet  werden,  da  das  Stromnetz
überlastet  ist  oder  der  produzierte  Strom  nicht
abtransportiert werden kann. Die damit verbundenen Kosten für
diese  Abregelungen  werden  auf  die  Verbraucher  abgewälzt.
Technische  Probleme  und  das  Vorhandensein  alter,
leistungsschwacher Anlagen, die trotz ihrer Ineffizienz weiter
betrieben  werden,  verschärfen  die  Situation  zusätzlich.
Oftmals werden neue Anlagen an Standorten errichtet, die nicht
optimal  für  die  Windnutzung  geeignet  sind,  da  die  besten
Plätze  bereits  belegt  sind.  Diese  Entwicklungen  führen
unweigerlich zu einer sinkenden Ausbeute.

Die  große  Stromlücke  und  die  Gefährdung  der
Versorgungssicherheit.  Im  Jahr  2025  zeigt  sich  das  ganze
Dilemma  der  Windkraft.  Die  Produktion  von  Windstrom  ist
dramatisch  gesunken,  was  dazu  führt,  dass  Deutschland



zunehmend  auf  fossile  Energien  und  Stromimporte  aus  dem
Ausland  angewiesen  ist.  Die  Versorgungssicherheit  ist  akut
gefährdet, und Dunkelflauten – also Phasen, in denen weder
Sonne noch Wind verfügbar sind – werden zur neuen Normalität.
Die  überlasteten  Netze  und  die  steigenden  Kosten  für  die
Verbraucher sind die unmittelbaren Folgen dieser Entwicklung.

Die  Kosten  der  Windkraft:  Ein  Milliardengrab.  Die
Windkraftbranche ist stark von Subventionen und politischen
Versprechen abhängig, während echte Erfolge auf sich warten
lassen.  Die  Kosten  für  den  Bau,  die  Wartung  und  den
notwendigen Netzausbau werden auf die Verbraucher übertragen,
was  zu  einem  stetigen  Anstieg  der  Strompreise  führt.
Gleichzeitig sind die Rückbaukosten für alte Anlagen unklar
und stellen ein ökologisches sowie finanzielles Risiko für
künftige  Generationen  dar.  Die  Problematik  des  Recyclings,
insbesondere von Rotorblättern und schädlichen Substanzen wie
PFAS,  bleibt  ungelöst,  während  die  Branche  diese
Herausforderungen  systematisch  kleinredet.

Fazit: Windkraft – ein teures, ineffizientes und riskantes
Experiment

Die Fakten sind unmissverständlich: Immer mehr Windräder und
installierte  Leistung  führen  nicht  zu  einer  entsprechenden
Steigerung der Stromproduktion. Die Windkraftbranche mag sich
für ihre installierten Kapazitäten feiern, doch die Realität
ist ein Desaster. Die Energiewende droht an den unerfüllten
Versprechen und der Enttäuschung der Windkraft zu scheitern.
Es ist an der Zeit, eine ehrliche Bilanz zu ziehen: Windkraft
ist kein Garant für eine sichere, bezahlbare und nachhaltige
Stromversorgung.  Vielmehr  erweist  sie  sich  als  teures,
ineffizientes  und  riskantes  Experiment,  das  nicht  nur  die
Landschaft und Natur belastet, sondern auch die Verbraucher
zur Kasse bittet.

Quellen / Belege:



Die Stromproduktion durch Windenergieanlagen auf See sei um 31
Prozent gesunken und an Land um 22 Prozent. Insgesamt seien
aus erneuerbaren Energien von Januar bis März 63,5 Milliarden
Kilowattstunden  Strom  produziert  worden  und  damit  rund  16
Prozent weniger als im Vorjahreszeitraum.

https://www.onvista.de/news/2025/04-24-stromproduktion-aus-win
dkraft-bricht-in-ersten-quartal-ein-0-20-26382007

Die Stromproduktion durch Windenergieanlagen auf See sank im
ersten Quartal um 31 Prozent, die der Windenergie an Land um
22 Prozent.

https://www.rnd.de/wirtschaft/weniger-oekostrom-im-ersten-quar
tal-2025-rueckgang-bei-wind-und-
solarenergie-3HO6RB7VNJHSVDMJ6APC7TKN64.html

Onshore-Windenergieanlagen (Stand Ende 2024)

https://www.wind-energie.de/themen/zahlen-und-fakten/deutschla
nd

Offshore-Windenergieanlagen (Stand Ende 2024)

1.639 Offshore-Windenergieanlagen

Quelle:  Deutsche  WindGuard,  Branchenverbände,  Stiftung
OFFSHORE-WINDENERGIE

https://www.windindustry-in-germany.com/publikationen/up-to-da
te/status-des-offshore-windenergieausbaus-in-deutschland-2024

https://bwo-offshorewind.de/pressemeldung-ausbau-der-offshore-
windenergie-2024/
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